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1. Abschnitt 

Allgemeines 

Zweck und Ziele 

§ 1. (1) Zweck dieses Bundesgesetzes ist es, durch Förderung des Wettbewerbes im Bereich der 
elektronischen Kommunikation die Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft mit zuverlässigen, 
preiswerten, hochwertigen und innovativen Kommunikationsdienstleistungen zu gewährleisten. 

(2) Im Rahmen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind sämtliche folgende Ziele anzustreben: 

 1. Förderung der Konnektivität von sowie des Zugangs zu und der Nutzung von Netzen – 
einschließlich Festnetz-, Mobilfunk- und Drahtlosnetzen – mit sehr hoher Kapazität durch alle 
Bürger sowie Unternehmen der Europäischen Union; 

 2. Förderung des Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Kommunikationsnetzen und zugehöriger 
Einrichtungen – einschließlich eines nachhaltigen und effizienten infrastrukturbasierten 
Wettbewerbs – und des Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Kommunikationsdiensten und 
zugehöriger Dienste; 

 3. Leistung eines Beitrags zur Entwicklung des Binnenmarkts, indem die vollziehenden Behörden 
verbleibende Hindernisse für Investitionen in Kommunikationsnetze, Kommunikationsdienste, 
zugehörige Einrichtungen und zugehörige Dienste sowie für deren Bereitstellung in der gesamten 
Europäischen Union abbauen helfen und die Schaffung konvergierender Bedingungen hiefür 
erleichtern, gemeinsame Regeln und vorhersehbare Regulierungskonzepte entwickeln und ferner 
die effektive, effiziente und koordinierte Nutzung von Funkfrequenzen, offene Innovationen, den 
Aufbau und die Entwicklung transeuropäischer Netze, die Bereitstellung, Verfügbarkeit und 
Interoperabilität europaweiter Dienste und die durchgehende Konnektivität fördern; 
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 4. Förderung der Interessen der Bürger der Europäischen Union, indem die vollziehenden Behörden 
die Konnektivität und breite Verfügbarkeit und Nutzung von Netzen – einschließlich Festnetz-, 
Mobilfunk- und Drahtlosnetzen – mit sehr hoher Kapazität wie auch von 
Kommunikationsdiensten gewährleisten, indem die vollziehenden Behörden größtmögliche 
Vorteile in Bezug auf Auswahl, Preise und Qualität auf der Grundlage eines wirksamen 
Wettbewerbs ermöglichen, die Sicherheit der Netze und Dienste aufrechterhalten, mittels der 
erforderlichen sektorspezifischen Vorschriften ein hohes gemeinsames Schutzniveau für 
Endnutzer sicherstellen und die Bedürfnisse – wie zB erschwingliche Preise – bestimmter 
gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere von Endnutzern mit Behinderungen, älteren Endnutzern 
und Endnutzern mit besonderen sozialen Bedürfnissen sowie die Wahlmöglichkeiten und den 
gleichwertigen Zugang für Endnutzer mit Behinderungen berücksichtigen. 

(3) Bei der Verfolgung der in Abs. 1 genannten Ziele ist so vorzugehen, dass die vollziehenden 
Behörden 

 1. die Vorhersehbarkeit der Regulierung dadurch fördern, dass sie über angemessene 
Überprüfungszeiträume und durch Zusammenarbeit untereinander, mit dem GEREK, mit der 
Gruppe für Frequenzpolitik und mit der Europäischen Kommission ein einheitliches 
Regulierungskonzept wahren; 

 2. gewährleisten, dass Anbieter von Kommunikationsnetzen und -diensten unter vergleichbaren 
Umständen keine diskriminierende Behandlung erfahren; 

 3. das Unionsrecht in technologieneutraler Weise anwenden, soweit dies mit der Erfüllung der Ziele 
des Abs. 2 vereinbar ist; 

 4. effiziente Investitionen und Innovationen im Bereich neuer und verbesserter Infrastrukturen auch 
dadurch fördern, indem sie dafür sorgen, dass bei jeglicher Zugangsverpflichtung dem Risiko der 
investierenden Unternehmen gebührend Rechnung getragen wird, und dass sie verschiedene 
Kooperationsvereinbarungen zur Diversifizierung des Investitionsrisikos zwischen Investoren 
und Zugangsnachfragern sowie zur gemeinsamen Nutzung von Infrastrukturen zulassen, während 
sie gleichzeitig gewährleisten, dass der Wettbewerb auf dem Markt und der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung gewahrt werden; 

 5. die vielfältigen Bedingungen im Zusammenhang mit Infrastrukturen, Wettbewerb, 
Gegebenheiten der Endnutzer und insbesondere der Verbraucher, die in den verschiedenen 
geografischen Gebieten herrschen, – auch in Bezug auf die von natürlichen Personen ohne 
Gewinnerzielungsabsicht verwaltete lokale Infrastruktur – gebührend berücksichtigen; 

 6. regulatorische Vorabverpflichtungen nur insoweit auferlegen, wie es notwendig ist, um im 
Interesse der Endnutzer einen wirksamen und nachhaltigen Wettbewerb zu gewährleisten und 
diese Verpflichtungen lockern oder aufheben, sobald diese Voraussetzung erfüllt ist. 

(4) Die Regulierungsbehörden haben bei ihren Entscheidungen den vom GEREK verabschiedeten 
Leitlinien, Stellungnahmen, Empfehlungen, gemeinsamen Standpunkten, bewährten Verfahren und 
Methoden weitestmöglich Rechnung zu tragen. 

(5) Die vollziehenden Behörden haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit dazu beizutragen, dass 
Maßnahmen umgesetzt werden, mit denen die Freiheit der Meinungsäußerung, die Informationsfreiheit, 
die kulturelle und sprachliche Vielfalt und der Medienpluralismus gefördert werden. 

(6) Durch dieses Bundesgesetz werden auch folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 

 1. Richtlinie (EU) 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation, 
ABl. 2018 L 321/36; 

 2. Richtlinie 2014/61/EU über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von 
Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation, ABl. 2014 L 155/1; 

 3. Richtlinie 2008/63/EG über den Wettbewerb auf dem Markt für 
Telekommunikationsendeinrichtungen, ABl. 2008 L 162/20; 

 4. Richtlinie 2002/77/EG über den Wettbewerb auf den Märkten für elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste, ABl. 2002 L 249/21; 

 5. Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der 
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische 
Kommunikation), ABl. Nr. L 201 vom 31. Juli 2002, S 37, in der Fassung der Richtlinie 
2009/136/EG, ABl. Nr. L 337 vom 18.12.2009, S. 11. 

(7) Durch dieses Bundesgesetz werden auch Begleitmaßnahmen für folgende Vorschriften der 
Europäischen Union festgelegt: 
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 1. Verordnung (EU) 2018/1971 zur Einrichtung des Gremiums europäischer Regulierungsstellen 
für elektronische Kommunikation (GEREK) und der Agentur zur Unterstützung des GEREK 
(GEREK-Büro), zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1211/2009, ABl. 2018 L 321/1; 

 2. Verordnung (EU) 2015/2120 über Maßnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zu 
Endkundenentgelten für regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur Änderung der Richtlinie 
2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012, ABl. 2015 L 310/1 idF der Verordnung 
(EU) 2018/1971, ABl. 2018 L 321/1; 

 3. Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union, 
ABl. 2012 L 172/10 idF der Verordnung (EU) 2017/920, ABl. 2017 L 147/1. 

(8) Im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung ist darauf zu achten, dass im Falle eines 
Marktversagens unter enger Kooperation von öffentlicher und privater Hand vermehrt offene 
Telekommunikationsnetze für alle Marktteilnehmer und Anbieter öffentlicher 
Telekommunikationsdienste errichtet werden. 

(9) Dieses Bundesgesetz regelt auch den Amateurfunkdienst. 
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